a 
Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


3 (Nr. 6899.) Allerhöchſter Erlaß vom 31. Auguſt 1867., betreffend die Verleihung des Expro⸗ 
priationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Stallupönen, 


Kreis⸗Chauſſee: I) von Werxnen an der Kreis⸗Chauſſee von Stallupönen 
über Milluhnen zur Goldapper Kreisgrenze bis nach Mehlkehmen, 2) von 
3 derſelben Kreis-Chauſſee nach dem Hauptgeſtüt Trakehnen und 3) von 
E N Stallupönen über Patilezen und Willkinnen nach Kattenau. 


. achdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Stallu⸗ 
pönen, im e e Gumbinnen, beabſichtigten chauſſeemäßigen Ausbau 
der Straßen: 1) von Werxnen an der Kreis⸗Chauſſee von Stallupönen über 

Milluhnen zur Goldapper Kreisgrenze bis nach Mehlkehmen, 2) von derſelben 
Kreis⸗Chauſſee nach dem Haupt eſtüt Trakehnen und 3) von Stallupönen über 
* b e und Willkinnen nach Kattenau genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 

dem Kreiſe Stallupönen das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erfor⸗ 


Alnterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſte⸗ 
henden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem genannten 
Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen 
das Recht zur Erhebung des Chaufſegelbes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
felben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen ‚ jowie der ſonſtigen die 
Ghebung betreffenden ufählichen we e wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats -Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauſſee eld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. S Beſtimmungen 
F an der CHausffeevoligel- Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung 
kommen. 
. Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
8 en zu bringen. 
3 chloß Babelsberg, den 31. Auguft 1867. f 
i | Wilhelm. 
1 Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
. Gewerbe und öffentliche Arbeiten. En 
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Ausgegeben zu Berlin den 25. Oktober 1867, 


R Jꝗ—h) n r. LET re Piz nn eh a N Fe 


im Regierungsbezirk Gumbinnen, für den Bau und die Unterhaltung der 


derlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und 


Der wenn 


(Ir. 6900.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obliga 
; tionen des Kreiſes Stallupönen im Betrage von 108,000 Thalern, II. Emi- :; 
ſion. Vom 31. Auguſt 1867. 7 


M ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 0 
Nachdem von den Kreisſtänden des Kreiſes Stallupönen auf dem Kreistage 4 


vom 27. März 1866. beſchloſſen worden, die zur Vollendung der vom Kreiſe 


unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu 
beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläu-⸗ 
biger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 108,000 Tha⸗ 
lern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger, 
noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 
108,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert und acht Tauſend Thalern, welche 
in folgenden Apoints: f 5 


20,000 Thaler à 1000 Thaler, 
5,000 „ 2 300 N 


30000. „ 4 200 
33000 5 100 


= 108,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit fünf 
2 Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folge 

ordnung jährlich vom Jahre 1868. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 
des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldraten zu tilgen 
find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit 
der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die 
daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen 
zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. f 2 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 


ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 


Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſez⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. a 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 f 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 31. Auguſt 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


sie 


„„ 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbmnen. 


Obligation 
des Ke Sanne 
II. Serie 


über 


3 Auf Grund der unteren beſtätigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
27. März 1866. wegen Aufnahme einer Anleihe von 108,000 Thalern bekennt ſich 
die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Stallupöner Kreiſes Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers un⸗ 
kündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von. Thalern Preußisch 
Kurant, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Pro⸗ 
zent jährlich zu verzinſen iſt. 
* Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 108,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1868. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens Einem Prozent des geſammten Kapitals jährlich, unter Zuwachs der 
Zinſen von den getilgten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. ie Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 

den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
9 en Schuldverſchreibungen werden unter ang ihrer Buchſtaben, 
Nummern und a 1 ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 

BR: Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Gumbinnen, 
ſiowie in dem Stallupöner Kreisblatte. 

i Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1 Jul, Donn 
an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 
(Nr. 6900) 2344 Die 


ne 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück i 
abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei 
Be Kreis⸗Kommunalkaſſe in Stallupönen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 9 
Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurüdzu 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb 10 Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Zinſen 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. | 
Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach ht der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. N 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Stallupönen. 
Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der e anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Hoge der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 
Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1873. ausgegeben. Für die weitere Seit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 5 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Kom 
munalkaſſe zu Stallupönen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die e der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 3 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
Stallupönen mit ſeinem Vermögen. f 0 
5 15 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. Ä 


Stallupönen, den en 18. 


Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion fur den Chauſſeebau 
im Kreiſe Stallupönen. 


Pro- 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 
Zins⸗Kupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Stallupöner Kreiſes 
II. Serie 


her Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 


et Thaler ..... Silbergrofchen. 


Der Inhaber dieſes e . en ae Rückgabe in in der 
Zeit a % DR reſp. vom un . 


N nn 1915 für das Halbjahr vo—mmmm BVV mit = 
Er zuchſtaben ..... Thalerrn Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunal⸗ 1 
9 Kr in Stallupönen. N 


Stallupönen, den n 1855 


Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau 
im Kreiſe Stallupoͤnen. 


Diieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen \ 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des e der 1 ab, 

erhoben wird. 


Nr. 6900) Pro⸗ 


an 1 Begierungeb rk Gumbinne 


Salon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Kreiſes Stallupoönen. 
ES 


. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen hf 9 Rü ckgabe zu der Obl 
gation des Stallupöner Kreiſes, II. Serie, 9 


Littr. „2... . über ...... .. Thaler à fünf Prozent Zinſen, 


de Serie Sinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der Krei 
Komnumalkaſſe in Stallupönen. 


Stallupönen, den „ten 55550 18 


Die treisſtandiſche Kumite fuͤr den Chauffeebau 
im Kreiſe Stalluponen. = 


(Nr. 6901.) Statut des Verbandes zur Entwäſſerung der Niederungen am Maſehnen⸗„ 
n Faulen und Plötzen⸗See, im Kreiſe Angerburg des Regierungsbezirks 
Gumbinnen. Vom 26. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten auf Grund des Artikels 2. des Ge— 
ſetzs vom 11. Mai 1853. und der $$. 56. 57. des Geſetzes vom 28. Februar 
1843., was folgt: 


Sr 


Unter der Benennung: 


„Verband zur Entwäſſerung der Niederungen am Maſeh⸗ 
nen⸗, Faulen und Plötzen-See “, 


\ wird eine Genoſſenſchaft gebildet. 
Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Angerburg. 


8. 2. 
Zweck des Verbandes iſt: 5 


den Maſehnen⸗, Faulen und Plötzen⸗See zu ſenken; dadurch Seegrund 
zur Acker- und Wieſenkultur zu gewinnen, insbeſondere aber die um die 
Seen belegenen Bruch- und Wieſenflächen durch die Entwäſſerung kultur⸗ 
fähiger zu machen. 5 


Zur Erreichung dieſes Zweckes ſind die in den Koſtenanſchlägen des Waſſer⸗ 
baumeiſters Kuckuck vom 20. April 1866. verzeichneten Hauptgräben und Brücken 5 
von dem Verbande auszuführen und zu unterhalten. Abänderungen des Projekts „ 
und des Anſchlages dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters für die land⸗ 9 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Binnenentwäſſerungen und Bewäſſerungs⸗Anlagen hat der Vorſtand des Su 
Verbandes auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten zu vermitteln und nöthigen⸗ RE 
falls durchzuführen, nachdem der Plan dazu, ſowie das Beitragsverhältniß, dem 3% 
ee eines Jeden entſprechend, von den Staats⸗Verwaltungsbehörden feſt⸗ 
geſtellt iſt. £ 
s Die Unterhaltung ſolcher Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu beauf⸗ 
ſtchtigen. ö 5 
4 $. 3. 

Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und über die Grund⸗ 


| ſtücke des Verbandes ift ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu führen 
und vom Vorſtande feſtzuſtellen. 


(Nr. 6901.) $. 4. 


auf Koſten des Verbandes umgebaut find, von denjenigen im normalmäßigen 


$. 4. 9 

Der Verband iſt befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Melioratione BR 
planes nothwendig ift, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Einräu⸗ 
mung einer Servitut und die vorübergehende Nutzung von Grundſtücken gegen 
Entſchädigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 1811. 
(Geſetz-Samml. für 1811. S. 352.) zu verlangen. a 

Die Genoſſen des Verbandes haben den zu den Gräben und Kanälen u 
forderlichen Grund und Boden in der Regel ohne Entſchädigung herzugeben. 
Dagegen gebührt ihnen die Grasnutzung auf den Böſchungen, und es fält ihnen 
auch das verlaſſene Flußbett unentgeltlich zu. 

Sofern der Werth der Grasnutzung und des Flußbettes den Werth des 
Grund und Bodens jedoch nicht erreicht, ſoll ihnen der Mehrwerth des letzteren 
nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 15. November 1811. im Wege des 
ſchieds richterlichen Verfahrens entſchädigt werden. 


$. 5. 
Der Verband ift zur Vertretung der Entſchädigungsanſprüche der Fiſcherei⸗ 
berechtigten, welche in Folge der Seeſenkungen erhoben werden, verpflichtet. 


$. 6. : 
Die beſtehenden Brücken auf den Entwäſſerungszügen find, nachdem fie 


Zuſtande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. Wenn die 
Brücken bei dem Umbau erheblich größer, als bisher, werden, ſo hat der Ver⸗ 
Kan den Unterhaltungspflichtigen für die Vergrößerung feiner Laſt zu ent: 
ſchädigen. 

Die durch die Entwäſſerungszüge nothwendig werdenden neuen Brücken 
hat der Verband allein zu unterhalten. 


. 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhältniß ihrer Beitragspflicht 
zur Herſtellung und Unterhaltung ihrer gemeinſamen Anlagen ſind durch ein 
Kataſter feſtzuſtellen, welches der Regierungskommiſſarius entwirft. I 
a Verhältniß des Vortheils an der Melioration bildet dabei den 

aaßſtab. 5 1 

Die Koſten für die Seeſenkung des Maſehnen⸗ und Faulen Sees und die 
Entwäſſerung der mit dieſen Seen in Verbindung ſtehenden Niederungen ſind 
dabei getrennt zu halten von den Koften für die Senkung des Plötzen⸗Sees und 
die Entwäſſerung der mit dieſem See im Zuſammenhange befindlichen Niede⸗ 
rungen. va 

\ Der Entwurf dieſes Katafters ift bei dem Landrathsamte zu Angerburg 
und extraktlich bei den Gemeindevorſtänden offen zu legen, auch den Gütern 
welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, extraktlich mitzutheilen. Zugleich 10 

i 


— 1789 = 


im Amtsblatte der Regierung zu Gumbinnen und in dem Kreisblatte eine vier- 
wöchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiſſarius 

Beſchwerde erhoben werden kann. 

Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. 

g Die Sachverſtändigen ſind hinſichtlich der Grenzen des Inundationsgebietes 
und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein 
Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität zwei ökonomiſche Sachverſtändige, 

denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein Waſſerbau⸗ 
pberſtändiger beigeordnet werden kann. 
Die Sachverſtändigen werden von der Rec ierung ernannt. 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich 
die Beſchwerdeführer einerſeits und der Vorſtandsdeputirte andererſeits, bekannt 
emacht. 


Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſein 
Bewenden und wird das Kataſter demgemäß berichtigt. Andernfalls werden die 
Aten zur Entſcheidung der Beſchwerden der Regierung eingereicht. 
| Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdeführer. 

ö Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
e dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. 

Mach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung zu 
Gumbinnen ausgefertigt und dem Vorſtande ugeſtellt. 
3 Bis zur Feitfellung des Kataſters verfügt die Regierung zu Gumbinnen 
nach Anhörung des Vorſtandes über das interimiſtiſche Beitragsverhältniß, 
welches vorbehaltlich der Ausgleichung der Einziehung von Beiträgen zum 
Grunde zu legen iſt. g 


H. 8. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Sozietätspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 
und Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken. 

Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der admi⸗ 
E Ateuntben Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren 

Vorſteher die Einziehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. f 
Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer oder andere 
Beeſtzer der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich des Regreſſes an die eigent⸗ 
lch Verpflichteten. 


5 §. 9. | 
| An den vom Verbande zu unterhaltenden Haupt⸗Entwäſſerungszügen müſſen 


4 drei Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackert bleiben. 
Piohrgang 1867. (Ir. 6901) 235 Bei 


Bei der Räumung der Kanäle und Gräben müſſen die Eigenthümer de 
angrenzenden Grundſtücke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufä 
aufnehmen und binnen vier Wochen nach der Räumung, wenn aber die Räu⸗ 
mung vor der Erndte geſchieht, binnen vier Wochen nach der Erndte, bis au 


Eine Ruthe Entfernung von dem Rande fortſchaffen. Aus beſonderen Gründen 4 | 


kann der Direktor dieſe Friſt abändern. 1 

Ausnahmen von der Beſtimmung dieſes Paragraphen können in einzelnen 
Fällen vom Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung geſtattet 
werden. Wo die Eigenthümer der angrenzenden Ländereien durch die Gräben 
keinen Vortheil haben, ſoll ihnen die Fortſchaffung des Auswurfs gegen ihren 
Willen nicht aufgelegt werden. 9. 10 


Der Verband ſteht unter der Aufſicht der Regierung zu Gumbinnen als 
Landespolizeibehörde und in höherer Inſtanz des Miniſters für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Be⸗ 
ſtimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhalten 
und die etwaigen Schulden regelmäßig verzinſt und getilgt werden. N 

Die Regierung entſcheidet über die Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe des 
Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zuläſſig und einge 
ſchlagen iſt und ſetzt ihre Entſcheidung nöthigenfalls exekutiviſch in Vollſug 

Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchäftsanweiſung 
für den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 
über die Polizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum 
Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſichtigenden Anlagen, 


9. 11. 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande nach 
dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushalts ⸗ 
Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo läßt die Regierung nach 
Anhörung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken 
oder ſtellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Einziehung der 
erforderlichen an f 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


b K 12 4 

| Die Regierung hat darauf zu halten, daß den Beamten des Verbandes 
die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu Theil werden und etwaige 
Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 3 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand geleitet, A 


welcher aus einem Direktor und vier Mitgliedern beſteht. 99 


een 179, ei 
Der Direktor und fein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gum- 
binnen ernannt. Die vier Mitglieder werden dagegen gewählt: 
1) von den zum Verbande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtändiger Güter zwei 
Mitglieder, 
2) von den Dorfgemeinden und allen übrigen Grundbeſitzern zwei Mitglieder. 


| Die Mitglieder ad 1. und deren Stellvertreter werden von den zum Ver⸗ 
bande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtändiger Güter resp. von ihrem Bevollmächtigten 
und geſetzlichen Vertretern, die Mitglieder ad 2. und deren Stellvertreter von 
den Vorſtehern ſämmtlicher Gemeinden, zu welchen die übrigen bei dem Ver⸗ 
bande betheiligten Grundbeſitzer gehören, durch abſolute Stimmenmehrheit ge⸗ 
wählt. Dabei wird die Stimme jedes wählenden Vorſtehers gezählt nach der 
Morgenzahl, welche er vertritt. Sobald das Kataſter e iſt, erfolgt die 
Zählung der Stimmen bei den Wahlen nach der Normal⸗Morgenzahl, welche 
der Wähler vertritt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Die Wahl 
gilt für ſechs Jahre. Der Ausſcheidende kann wieder gewählt werden. 
. Die Regierung zu Gumbinnen ernennt die Wahlkommiſſarien. Die Prü⸗ 
fung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. 

Im Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
ed 1 zur Annahme der Wahl die Vorſchriften über Gemeindewahlen 
Anwendung. 5 
1 Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfällen des 
Mitgliedes ſeine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daſſelbe während 

der Wahlzeit ſtirbt oder feinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


$. 14. 
= Der Vorſtand des Verbandes hat über alle Angelegenheiten zu beſchließen, 
ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen find, insbeſondere 
EN a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanfchläge; | 
b) über den Jahres⸗Etat und die erforderlichen ag und außerge⸗ 
wöhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahresrechnung 
e) über etwaige Anleihen; i b i 
d) über Verträge (f. jedoch §. 22.); 
Er e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtücke oder des fonftigen 
N Vermögens des Verbandes; i 
1 f) über die Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unterbeamten; 
g) über die Geſchäftsanweiſungen, 
h) über die Reviſion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 
Die Ausführung der Beſchlüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
Ur. 6901.) ü 235 ſitzen⸗ 
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figenden. Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchl 
ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vorſizend 
für geſetzwidrig oder dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe zu bean⸗ 
ſtanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. 1 


§. 15. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen; 
b) zu Anleihen; 5 
e) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 


Gi | 


Der Vorſtand verfammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens ein Mal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung 
erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Verhandlung; mit Ausnahme dringen 
der Fälle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie Tage vorher ſtattfinden. N 


F. 17. 


Die Mitglieder des Vorſtandes find an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit ge 
faßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn außer dem Direktor zwei Mit 
glieder erſchienen ſind. 8 
Cine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand zum dritten Mal zur 
Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in ge- 
nügender Zahl erſchienen iſt. i 
Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtim⸗ 
mung ausdrücklich hingewieſen werden. = 


$. 18. 


An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf der⸗ 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung, ſelbſt mit e der Stell 
vertreter, eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der 
Vorſitzende, oder wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, 
die Regierung für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und 

nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. | 


H. 19 A 
Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge 
weſenen Mitglieder ſind in ein a Buch einzutragen. 


Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern 
unterzeichnet. 8. 20, 1 


Ü ; | $ 20. 


a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Ver⸗ 
x trägen und Schuldurkunden ift eine nach F. 19. zu vollziehende Urkunde 
5 oder Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſiehe jedoch §. 22.) / 
3 b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaffen- und Rech⸗ 
nungsweſen zu überwachen; 
e) die Sozietätsbeiträge nach dem Etat und den Beſchlüſſen des Vorſtan⸗ 
des auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken ; 
d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausführung der Bauten an⸗ 


7 


zuordnen und zu leiten. 


SL. 


3 Alljährlich im Frühjahr, vor der ordentlichen Jahresverſammlung des Vor⸗ 
ſtandes, findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ftatt. an er⸗ 
ſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beauffichtigenden Anlagen. Der Dis 
rektor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorſtandsmitgliedern als Mitur⸗ 
theilern ab, welche in der cher Jahresverſammlung vom Vorſtande be⸗ 
ſtimmt werden. 

AUAuaeeber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaukommiſſion iſt ein Protokoll 
aufzunehmen. Die Schau wird öffentlich bekannt gemacht, damit jeder Bethei⸗ 
ligte derſelben beiwohnen kann. 

1 So oft es erforderlich iſt, ſoll in gleicher Weiſe im September eine Nach⸗ 
ſchau abgehalten werden. 


§. 22. 


1 Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietäts⸗Anlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schau an, in dringenden Fällen auch ſonſt nach eigenem 
Ermeſſen und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Miturtheilern 
nicht übereinſtimmt, den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob die Ausführung auf 
RNeechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch durch ein Mitglied des 
Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch Entrepriſe zu geſchehen hat, 
darüber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſätze feſt, unbeſchadet deren in dringenden 
Fillen die Direktion nach eigenem Ermeſſen verfährt. Zu Entrepriſekontrakten 
zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor einer Vollmacht nicht. 

3 Was die Schau für die vom Verbande nur zu beaufſichtigenden Anlagen 
betrifft, fo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den Bethei⸗ 
r. 6901.) 2 ligten 


a... St 
ligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 
falls im Wege der administrativen Exekution von ihm zu erzwingen. 


F. 23. 


Zur ſpeziellen Beauffichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 
Anterhaltung der Sozietätsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
zu verpflichten. Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafe 
bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfalls ihnen auch 
die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. 8 


§. 24. en 
Der Direktor iſt befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Gefäng. 
niß oläußg feſtzuſetzen, nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. Die vom 
entf allein, nicht vom Polizeirichter feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Sozie 
tätskaſſe. ‚ 18 
$. 25. 


Auf Beſchluß des Vorſtandes find die Anlagen des Verbandes rückſichtlich 
ihrer normalmäßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachverſtändigen 
ſo oft es erforderlich iſt, zu revidiren. g 

Bei neuen Anlagen und größeren Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor 
durch einen ſolchen Sachverſtändigen den Anſchlag vorher fertigen und die Aus⸗ 
führung inſpiziren und abnehmen zu laſſen. . 


$. 26. 


Zur Führung der Kaſſengeſchäfte engagiert der Vorſtand einen Nendanten, 
welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. . 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrechnung pro 
Kalenderjahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher dieſelbe 
durch einen Rechnungsverſtändigen und außerdem ſelbſt und durch ein vom Vor⸗ 
ſtande alljährlich hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung unterwirft. 
Vierzehn Tage vor der ordentlichen Jahresverſammlung des Vorſtandes ſind 
Etat und Jahresrechnung im Büreau des Direktors zur Einſicht jedes Mitgliedes 
des Verbandes offen zu legen. A 


2 $. 27. 


Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehrenpoſt 
Dem Direktor iſt eine Entſchädigung für Büreauaufwand zu gewähren, welche 
die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. 833 

ür die Schauen erhält der Direktor und jedes theilnehmende Vorſtan 
mitglied eine Fuhrkoſtenentſchädigung von zwei Thalern pro Tag und Fr N 


— 


ee era 1 5 
Die erſte Ausführung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs⸗ 
kommiſſarius, welcher während des Baues als Direktor des Verbandes fungirt, 
mit Hülfe des ihm zugeordneten Baubeamten. g 
i Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Arbeiten. 
Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungskom⸗ 
miſſarius dem Vorſtande des Verbandes übergeben, mit der Baurechnung und 
einem Nachweis der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtücke. Streitigkeiten, 
welche dabei entſtehen möchten, werden von der Regierung zu Gumbinnen, in höherer i 
Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten entſchieden, = 
ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. 5 = 
Die Baurechnung wird nach Anhören des Vorſtandes demnächft von der 
Regierung dechargirt. s - 
Die Remuneration des Regierungskommiſſarius während der Bauzeit wird 
aus der Staatskaſſe beſtritten. ö 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a 


Gegeben Baden-Baden den 26. September 1867. 


Für den Juſtizminiſter: 


v. Mühler. V. Selchow. 


5 : 27 
Gr. 6902.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklärung vom 28. September 1867., betref- 

fend die Ausdehnung des unter dem 11. Juni 1858. mit der Herzoglich 
Bert Sachſen-Koburg⸗Gothaiſchen Regierung über die gegenſeitigen Gerichts- 
barkeitsverhältniſſe abgeſchloſſenen Vertrages auf die neuen Landestheile. 
Vom 18. Oktober 1867. 8 


Di Königlich Preußiſche Regierung und die Herzoglich Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gothaiſche Regierung ſind übereingekommen, daß der von ihnen unter dem 
II. Juni 1858. abgeſchloſſene Vertrag wegen Regelung der gegenſeitigen Ge⸗ 
Lichtsbarkeitsverhältniſſe für die Dauer feiner Gültigkeit (Artikel 50.) au für 

die durch das Preußiſche Geſetz vom 20. September 1866. und durch die beiden 
Preußiſchen Geſetze vom 24. Dezember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie 
vereinigten Landestheile Wirkſamkeit haben ſoll, und zwar für die ehemals Kur- 
heſſiſchen Landestheile in feinem ganzen Umfange, hinſichtlich der übrigen oben⸗ 
gedachten Landestheile dagegen nur in denjenigen Beſtimmungen, welche im 
(Ir. 0901-6902) . Ar⸗ 


Artikel 1., in den Artikeln 34. bis 43. inkl., in dem Artikel 49. und in 
Artikeln 44. bis 47. inkl. — in den vier letzter ie Beſtimmu 
es Bezug haben 


der Preußiſchen Monarchie vereinigte 
insbeſondere die unter dem 20. Deze 


gege 
Gothalſchen 9 
Berlin, den 28. September 1867. 
Der Königlich Preußiſche Praͤſident des Staatsminiſteriums und 
Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 5 
Gr. v. Bismarck⸗ Schönhauſen. 


Vdeſehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung 
der Herzoglich Sachſen⸗Koburg⸗Gothaiſchen Regierung ausgetauſcht worden i 
hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. En. 


Berlin, den 18. Oktober 1867. . Se 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: ö 5 
v. Thile. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
ER (R. v. Decker). 5 


